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Bekanntmachung 
 
Einladung zur Sitzung der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Cölbe 
am Donnerstag, den 23.11.2023 um 19:30 Uhr  
im großen Saal der Mehrzweckhalle Bürgeln, Marburger Landstraße 1, 35091 Cölbe 
 
Die Sitzung ist öffentlich. 
 
Tagesordnung 
 
1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristgerechten 

Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über die letzte Sit-
zung vom 10.10.2023 
 

2. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 
 

2.1 Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Sachstand zur Neufassung der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung 
XII-2023-0574 
 

2.2 Anfrage des Gemeindevertreters Dr. Dr. Dominikus Herzberg: 
Wie steht es um den uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten, die die Gemeindevertre-
tung zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt? 
XII-2023-0581 
 

3. Bericht aus dem Gemeindevorstand 
 

4. Weitere Berichte 
 

4.1 Prolongation eines kommunalen Investitionskredites bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) 
XII-2023-0595 
 

5. Haushaltssatzung und Stellenplan der Gemeinde Cölbe für das Haushaltsjahr 2024, Investiti-
onsprogramm 2023-2027 
XII-2023-0598 
 

6. Widmung als Gemeindestraße 
XII-2023-0588 
(Hinweis: vorab verwiesen an HFW) 
 

7. Antrag der Fraktion Bürgerliste: 
Antrag zur Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung 
XII-2023-0596 
(Hinweis: vorab verwiesen an KIMN, SISK und HFW) 
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8. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Erstellung eines Potenzialflächenkatasters für die Gemeinde Cölbe 
XII-2023-0597 
(Hinweis: vorab verwiesen an KIMN und HFW) 
 

9. Antrag der CDU-Fraktion: 
Unterstützung von Kinder-Tagespflege 
XII-2023-0599 
(Hinweis: vorab verwiesen an SISK und HFW) 
 

10. Bericht des Gemeindebrandinspektors und 
Verleihung von Anerkennungsprämien des Landes Hessen für langjährige Dienste in den 
Einsatzabteilungen der Freiwilligen Feuerwehren in Hessen  
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez. Hildegard Otto 
Vorsitzende der Gemeindevertretung 
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Öffentliche Niederschrift über die Sitzung der Gemeindevertretung  

am 23.11.2023 
 

 
Sitzungsnummer:  GVE/XII/2023/21 
Sitzungsbeginn:  19:35 Uhr  
Sitzungsende:  21:16 Uhr 
Sitzungsort:  Mehrzweckhalle Bürgeln, Marburger Landstraße 1, 35091 Cölbe 
 
Anwesend:  
 
Mitglieder 
Frau Hildegard Otto SPD Vorsitzende der Gemeindevertretung 

 

Frau Marion Hentrich CDU stellv. Vorsitzende der Gemeindevertretung 
Herr Dr. Dr. Dominikus Herzberg B90 / Grüne stellv. Vorsitzender der Gemeindevertretung 

 

Herr Dr. Jürgen Bunde B90 / Grüne Gemeindevertreter 
Herr Jörg Drescher CDU Gemeindevertreter 
Herr Andre Dziehel CDU Gemeindevertreter 
Herr Ernst Fehler SPD Gemeindevertreter 
Herr Carsten Freichel BL Gemeindevertreter 
Frau Britta Gnau B90 / Grüne Gemeindevertreterin 
Herr Uwe Helfert SPD Gemeindevertreter 
Herr Joachim Lembke SPD Gemeindevertreter 
Frau Heike Nebel SPD Gemeindevertreterin 
Herr Heinrich Palz B90 / Grüne Gemeindevertreter 
Frau Agnieszka Sauerwald BL Gemeindevertreterin 
Herr Eckhard Scharf BL Gemeindevertreter 
Herr Christian Schwarz CDU Gemeindevertreter 
Herr Sebastian Sieh CDU Gemeindevertreter 
Herr Michael Timme B90 / Grüne Gemeindevertreter 
Herr Alexander Vaupel BL Gemeindevertreter 

 

(Anwesenheitsliste entfernt) 
Herr Dr. Jens Ried  Bürgermeister 

 

Herr Jörg Block B90 / Grüne Erster Beigeordneter 
 

Herr Heinrich Friedrich SPD Beigeordneter 
Herr Peter Jacobs B90 / Grüne Beigeordneter 
Frau Irmtraud Zschech BL Beigeordnete 

 

Herr Stefan Gimbel  Schriftführer 
 

Herr Rainer Ludwig (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Schönstadt) 
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Herr Carsten Gimbel (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Schönstadt) 
Herr Lukas Schäfer (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Schönstadt) 
Herr Sebastian Schmidt (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Reddehausen) 
Herr Florian Jakob (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Cölbe) 
Herr David Loechelt (Freiwillige Feuerwehr Cölbe, Ortsteil Cölbe) 
Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung 

1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristgerechten 
Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über die letzte Sit-
zung vom 10.10.2023 

2. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 

2.1. Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Sachstand zur Neufassung der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung 

 XII-2023-0574 

2.2. Anfrage des Gemeindevertreters Herrn Dr. Dr. Dominikus Herzberg: 
Wie steht es um den uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten, die die 
Gemeindevertretung zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt? 

 XII-2023-0581 

3. Bericht aus dem Gemeindevorstand 

4. Weitere Berichte 

4.1. Prolongation eines kommunalen Investitionskredites bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) 

 XII-2023-0595 

5. Haushaltssatzung und Stellenplan der Gemeinde Cölbe für das Haushaltsjahr 2024, Investiti-
onsprogramm 2023-2027 

 XII-2023-0598 

6. Widmung als Gemeindestraße 

 XII-2023-0588 

7. Antrag der Fraktion Bürgerliste: 
Antrag zur Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung 

 XII-2023-0596 

8. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Erstellung eines Potenzialflächenkatasters für die Gemeinde Cölbe 

 XII-2023-0597 

9. Antrag der CDU-Fraktion: 
Unterstützung von Kinder-Tagespflege 

 XII-2023-0599 
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10. Bericht des Gemeindebrandinspektors und 
Verleihung von Anerkennungsprämien des Landes Hessen für langjährige Dienste in den 
Einsatzabteilungen der Freiwilligen Feuerwehren in Hessen 

 
 

Sitzungsverlauf 
 
1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, der form- und fristge-

rechten Ladung und der Tagesordnung, Einwendungen gegen die Niederschrift über 
die letzte Sitzung vom 10.10.2023 

 
Die Vorsitzende der Gemeindevertretung, Frau Hildegard Otto, eröffnet die Sitzung und begrüßt 
die Anwesenden. Sie stellt fest, dass die Gemeindevertretung nach Anzahl der erschienenen Mit-
glieder (zurzeit 18) beschlussfähig ist. 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung wurden form- und fristgerecht durch Einladung vom 
02.11.2023 für Donnerstag, 23.11.2023, 19:30 Uhr unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. 
Tag, Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung wurden bekannt gegeben. 
 
Hinsichtlich der Einladung und der vorgesehenen Tagesordnung zu der heutigen Sitzung liegen 
keine Einwände vor. Die Tagesordnung wird wie oben aufgeführt festgestellt. 
 
Gegen die Niederschrift der letzten Sitzung der Gemeindevertretung am 10.10.2023 wurden keine 
Einwendungen erhoben. 
 
In der Tischvorlage zur heutigen Sitzung befinden sich zwei Änderungsanträge der Fraktion Bürger-
liste zu TOP 7 (Antrag zur Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung, XII-2023-0596) 
und die Übersicht über die vorgesehenen Sitzungstermine der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse im Jahr 2024. 
 
 

 
2. Beantwortung von Anfragen gemäß § 15 GO 
 
2.1. Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 

Sachstand zur Neufassung der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung 
 XII-2023-0574 
 
Die Anfrage wird von Herrn Bürgermeister mündlich beantwortet. Die schriftliche Beantwortung 
wird nachgereicht. 
 
Frau Gemeindevertreterin Marion Hentrich nimmt ab 19:38 Uhr an der Sitzung teil. 
 
 

 
2.2. Anfrage des Gemeindevertreters Herrn Dr. Dr. Dominikus Herzberg: 

Wie steht es um den uneingeschränkten Zugang zu Dokumenten, die die 
Gemeindevertretung zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt? 

 XII-2023-0581 
 
Die Anfrage wird von Herrn Bürgermeister mündlich beantwortet. 
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3. Bericht aus dem Gemeindevorstand 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried informiert über den neusten Stand der Umsetzung mehrerer von der 
Gemeindevertretung gefassten Beschlüsse der laufenden Wahlperiode sowie über weitere aktuelle 
Sachstände. Der Bericht wird im Ratsinformationssystem eingestellt. 
 
Herr Beigeordneter Heinrich Friedrich nimmt ab 20:05 Uhr an der Sitzung teil. 
 
 

 
4. Weitere Berichte 
 
4.1. Prolongation eines kommunalen Investitionskredites bei der Kreditanstalt für Wieder-

aufbau (KfW) 
 XII-2023-0595 
 
Der Bericht liegt schriftlich bzw. im Ratsinformationssystem vor. Herr Bürgermeister Dr. Ried gibt 
Erläuterungen hierzu. 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
5. Haushaltssatzung und Stellenplan der Gemeinde Cölbe für das Haushaltsjahr 2024, In-

vestitionsprogramm 2023-2027 
 XII-2023-0598 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried teilt mit, dass die Einbringung des Haushaltes 2024 in der heutigen Sit-
zung nicht erfolgt und zurückgestellt wird. 
 
Zurückgestellt 
 

 
 
6. Widmung als Gemeindestraße 
 XII-2023-0588 
 
Herr Bürgermeister Dr. Ried erläutert die Beschlussvorlage des Gemeindevorstandes. 
 
Herr Dr. Bunde berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss (HFW). Der Ausschuss 
hat der Gemeindevertretung mit 6 Ja-Stimmen einstimmig die Empfehlung ausgesprochen, der Be-
schlussvorlage des Gemeindevorstandes zuzustimmen. 
 
Da keine Aussprache gewünscht wird lässt Frau Otto über die Beschlussvorlage des Gemeindevor-
standes abstimmen. 
 
Beschluss: 

Gemäß § 4 Abs. des Hessischen Straßengesetzes (HStrG) in der derzeit gültigen Fassung wird das 
Grundstück Gemarkung Cölbe, Flur 9, Flurstück 117/9 als Gemeindestraße im Sinne des § 3 Absatz 4 
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(HStrG) mit der Bezeichnung „Kasseler Straße“ dem öffentlichen Verkehr gewidmet. Die Widmungs-
verfügung umfasst die im beigefügten Plan rot dargestellte Teilfläche. 
 
Abstimmungsergebnis: 

19 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

Einstimmig beschlossen 
 
 
7. Antrag der Fraktion Bürgerliste: 

Antrag zur Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung 
 XII-2023-0596 
 
Die Fraktion Bürgerliste hat 2 Änderungsantrag vorgelegt. Der neueste 2. Änderungsantrag vom 
20.11.2023 wird von Herrn Freichel erläutert. 
 
Antrag: 

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Satzung über die Hundesteuer (Veröffentlicht im Mit-
teilungsblatt Cölbe, Nr. 19 vom 21.09.2012) zu aktualisieren und zu ändern. Die in blau hervorgeho-
ben Änderungsvorschläge sind dabei zu berücksichtigen. 
 
 
Es erfolgen nun die Berichte aus den Ausschüssen. 
 
Herr Helfert berichtet aus dem Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und Naturschutz 
(KIMN). Der Ausschuss hat mit 3 Ja-Stimmen und 2 Gegenstimmen beschlossen, den Antrag im 
Ausschuss zu belassen. 
 
Frau Sauerwald berichtet aus dem Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur (SISK). 
Da die Fraktion Bürgerliste eine geänderte Fassung des Antrages vorlegen wollte hat sich der Aus-
schuss darauf verständigt, den Antrag im Ausschuss zu belassen. 
 
Herr Dr. Bunde berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss (HFW). Der Ausschuss 
hat Konsens erzielt, dass die Hundesteuersatzung der Gemeinde Cölbe an die aktuelle Mustersat-
zung des HSGB - unter Berücksichtigung der Änderungsvorschläge der Fraktion Bürgerliste - ange-
passt werden sollte. Die Fraktion Bürgerliste wollte daher zur Sitzung der Gemeindevertretung noch 
einen entsprechend geänderten Beschlussvorschlag vorlegen. 
Eine Abstimmung erfolgte nicht. 
 
Die Aussprache wird eröffnet, in deren Verlauf Herr Timme beantragt, den Antrag in den Ausschüs-
sen zu belassen. Im Laufe der Diskussion wird Einvernehmen erzielt, den Beschlussvorschlag des 2. 
Änderungsantrages der Fraktion Bürgerliste wie folgt zu ändern, worüber Frau Otto anschließend 
abstimmen lässt. 
 
Antrag: 

Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Satzung über die Hundesteuer (Veröffentlicht im Mit-
teilungsblatt Cölbe, Nr. 19 vom 21.09.2012) entsprechend der neuesten Mustersatzung des Hessi-
schen Städte- und Gemeindebundes (HSGB) unter Berücksichtigung der hervorgehobenen Ände-
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rungsvorschläge zu aktualisieren. Der Entwurf der Neufassung der Hundesteuersatzung ist der Ge-
meindevertretung zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 

18 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

Beschlossen 
 
 
8. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 

Erstellung eines Potenzialflächenkatasters für die Gemeinde Cölbe 
 XII-2023-0597 
 
Herr Dr. Bunde erläutert den Antrag seiner Fraktion. 
 
Herr Helfert berichtet aus dem Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und Naturschutz 
(KIMN). Der Ausschuss hat der Gemeindevertretung mit 4 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung die Emp-
fehlung ausgesprochen, dem Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen zuzustimmen. 
 
Herr Dr. Bunde berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss (HFW). Der Ausschuss 
empfiehlt der Gemeindevertretung mit 6 Ja-Stimmen einstimmig, dem Antrag der Fraktion Bündnis 
90 / Die Grünen zuzustimmen. 
 
Die Aussprache wird eröffnet, an deren Ende Frau Otto über den Antrag der Fraktion Bündnis 90 / 
Die Grünen abstimmen lässt. 
 
Antrag: 

Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, innerörtliche Potenzialflächen (wie 
etwa Baulücken, Brachflächen, leerstehende oder untergenutzte Wohn- oder Gewerbeobjekte) in 
einem digitalen Kataster zu erfassen. Dazu soll das vom Wirtschaftsministerium für die hessischen 
Kommunen kostenlos bereitgestellte digitale Potenzialflächenkataster genutzt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 

17 Ja-Stimme(n), 1 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

Beschlossen 
 
 
9. Antrag der CDU-Fraktion: 

Unterstützung von Kinder-Tagespflege 
 XII-2023-0599 
 
Herr Dziehel erläutert den Antrag seiner Fraktion. 
 
Frau Sauerwald berichtet aus dem Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur (SISK). 
Der Ausschuss hat der Gemeindevertretung mit 5 Ja-Stimmen einstimmig die Empfehlung ausge-
sprochen, dem Antrag der CDU-Fraktion zuzustimmen. 
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Herr Dr. Bunde berichtet aus dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss (HFW). Der Ausschuss 
empfiehlt der Gemeindevertretung mit 6 Ja-Stimmen ebenfalls einstimmig, dem Antrag der CDU-
Fraktion zuzustimmen. 
 
Da keine Aussprache gewünscht wird lässt Frau Otto über den Antrag der CDU-Fraktion abstim-
men. 
 
Antrag: 

1. Die Gemeinde stellt ab dem 01.01.2024 jeder neu registrierten Tagespflegeperson einen Betrag 
in Höhe von 1.000 Euro zur Verfügung, um die Erstausstattung für ihre in der Regel zu Hause 
erbrachten Betreuungsleistungen zu finanzieren. 

2. Die finanzielle Unterstützung wird Tagesmüttern/-vätern gewährt, die alle erforderlichen recht-
lichen Anforderungen erfüllen, in der Gemeinde ansässig sind, auf dem Gebiet der Gemeinde 
ihre Betreuungsleistung erbringen und vornehmlich Kinder aus der Gemeinde betreuen.  

3. Die Anträge auf Erstausstattungszahlungen werden von der zuständigen Verwaltung geprüft 
und genehmigt, um sicherzustellen, dass die Gelder zweckgebunden verwendet werden.  

 
Abstimmungsergebnis: 

19 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

Einstimmig beschlossen 
 
 
10. Bericht des Gemeindebrandinspektors und 

Verleihung von Anerkennungsprämien des Landes Hessen für langjährige Dienste in 
den Einsatzabteilungen der Freiwilligen Feuerwehren in Hessen 

 
Herr Gemeindebrandinspektor Martin Wilhelm stellt seinen Bericht vor und gibt einen Überblick 
über die Aufgaben und die Gliederung der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Cölbe. 
 
Als Dank und Anerkennung für ihre langjährigen Dienste in den Einsatzabteilungen der Freiwilligen 
Feuerwehr der Gemeinde Cölbe bekommen insgesamt sieben Feuerwehrangehörige eine Anerken-
nungsprämie des Landes Hessen verliehen. 
 
10 Jahre: 
Carsten Gimbel (Ortsteil Schönstadt) 
Andreas Gross (Ortsteil Cölbe) 
Lukas Schäfer (Ortsteil Schönstadt) 
Sebastian Schmidt (Ortsteil Reddehausen) 
 
20 Jahre: 
Florian Jakob (Ortsteil Cölbe) 
David Loechelt (Ortsteil Cölbe) 
 
40 Jahre: 
Rainer Ludwig (Ortsteil Schönstadt) 
 



 

 

Öffentliche Niederschrift der 21. Sitzung der Gemeindevertretung 8 von 8 

Frau Vorsitzende der Gemeindevertretung Hildegard Otto, Herr Bürgermeister Dr. Jens Ried, Herr 
Erster Beigeordneter Jörg Block und Herr Gemeindebrandinspektor Martin Wilhelm gratulieren den 
anwesenden Geehrten. Herr Bürgermeister Dr. Ried händigt ihnen eine Urkunde aus und überreicht 
ihnen ein Präsent. 
 

 
 
Die Vorsitzende der Gemeindevertretung Hildegard Otto schließt die Sitzung der Gemeindevertre-
tung um 21:16 Uhr und bedankt sich bei den Anwesenden für Ihre Teilnahme. 
 
 
Cölbe, den 27.11.2023 
 
gez. gez. 
Hildegard Otto Stefan Gimbel 
Vorsitzende der Gemeindevertretung Schriftführer 

 



 
 

 
 

Cölbe, den 15.09.2023 

Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Sachbearbeiter: Thomas Wagner 
DSNR: XII-2023-0574 
Anfragensteller: Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

 

Anfrage 
 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Sachstand zur Neufassung der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevertretung 10.10.2023 zurückgestellt 
Gemeindevertretung 23.11.2023 zur Kenntnis 

 
Anfrage: 
 
Sehr geehrte Frau Otto,  
 
wir bitten um Weiterleitung an den Gemeindevorstand zur Beantwortung folgender Frage: 
 
Die Gemeindevertretung hat in der Sitzung vom 2. Februar 2021 dem Entwurf des Bürgermeisters 
zur Neufassung der Gebührensatzung zur Friedhofssatzung zugestimmt. Die Punkte 2 und 3 des 
Beschlusses regeln die künftige Ermittlung der Gebührensätze.  
 
Wie ist der aktuelle Stand hinsichtlich der in diesen beiden Punkten gewünschten Vorgehensweisen 
zur Berichterstellung und zur eigenständigen Kalkulation der Gebührenanpassung? 
 
Punkt 2: Der Gemeindevorstand legt der Gemeindevertretung nach zwei Jahren ab Inkrafttreten der 
Gebührensatzung einen Bericht vor, in dem auf der Grundlage der eingetretenen Sterbefälle, der 
gewählten Bestattungsformen und der sonstigen relevanten Faktoren eine Abschätzung über die 
Entwicklung der Gebührenrechnung und dem Verhältnis zu den getroffenen Annahmen getroffen wird.  
Punkt 3. Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, ein Modell zu entwickeln, das es 
der Gemeindeverwaltung ermöglicht, die Kalkulation im Rahmen der nächsten notwendigen 
Gebührenanpassung selbst durchführen zu können. Die Rahmenbedingungen des Modells (z.B. zum 
angestrebten Kostendeckungsgrad, zu sozialen Aspekten der Gebührenerhebung, o.a.) werden von der 
Gemeindevertretung vorgegeben. 
 
Für die Fraktion: 

 
Jürgen Bunde 
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Antwort: 
Auf Grund der Personalentwicklung im Bauamt befindet sich die Zuständigkeit für das Bestattungs-
wesen gerade in der Neuaufstellung. Die Statistik der Jahre 2021 bis 2023 konnte daher noch nicht 
abgeschlossen werden. Eine rechtssichere Kalkulation der Gebühren für die Nutzung der Friedhöfe 
mithilfe der Ressourcen der Gemeinde Cölbe ist nach gegenwärtigem Stand nicht möglich, da die 
dafür zwingend erforderlichen Kompetenzen erst aufgebaut werden müssen. Dies gilt vor allem im 
Hinblick auf die personelle Neuaufstellung des Bauamtes. Daher arbeitet die Gemeinde Cölbe der-
zeit noch mit dem in diesem Bereich für die Gemeinde tätigen Wirtschaftsberatungsunternehmen 
zusammen. Auf Grund entsprechender Anfragen aus der Bevölkerung für die Bestattungsform ei-
nes pflegefreien Wiesen-Erdgrabes für Sargbestattungen wurde von der Verwaltung eine vorläufige 
Kalkulation voraussichtlicher Gebühren einer solchen Bestattungsart kalkuliert.  
 
Anlagen: 
1. Anfrage GRÜNE_Friedhofsgebühren 
2. Friedhofsstatistik und Haushaltsergebnisse 2021 und 2022 sowie vorläufige Daten für 2023 
3. vorläufige Gebührenkalkulation für ein pflegefreies Wiesen-Erdgrab für Sargbestattungen 

















































Ermittlung der Gebühren von Wiesengrabstätten für Erdbestattung (Sarg)  

1. Pflegeaufwand:

angenommene mittlere Größe des Grabfeldes: 250 m²

Grababmessungen: 200 cm  x 100 cm

Anzahl Gräber im Grabfeld: 50 

Pflegegänge je Jahr: 12

Nutzungszeit je Grabstätte: 30 Jahre

Pos. 1 Rüst-, Anfahrts- und Abfahrtszeit

2 Arbeiter a` 2,0 Std. a` 48,94 €/Std. 195,76 €

Pos. 2 Mähen der Fläche (250 m²)

2 Arbeiter a` 1,0 Std. a` 48,94 €/Std. 97,80 €

Pos. 3 Pritschenfahrzeug bis 3,5 to

1,0 Std. a` 52,08 €/Std. 52,08 €

Pos. 4 Fahrzeug-Anhänger

1,0 Std. a` 14,38 €/Std. 14,38 €

Pos. 5 Rasentraktor

1,0 Std. a` 43,21 €/Std. 43,21 €

Summe für 250 m² Fläche 403,23 €

x 15 Pflegeschnitte im Jahr 6.048,45 €

x 30 Jahre Nutzungszeit 181.453,50 €

entspricht bei 50 Gräbstätten einem  

Pflegeaufwand je Grabstätte von 3.629,07 € 3.629,07 €

2. Zuzügl. der aktuellen Gebühren für: 

Erwerb des Nutzungsrechtes an einer Einzelgrabstätte 1640,00 €

Bestattung in einer Einzelgrabstätte 745,00 €

Räumung einer pflegefreien Wiesengrabstätte (Grabplatte) 175,00 €

Gebühren je Grabstätte 2.560,00 € 2.560,00 €

Gesamt 6.189,07 €
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Bericht aus dem Gemeindevorstand 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 23.11.2023 

 

Auswirkungen der Bundeshaushaltssperre auf die Vorhaben der Gemeinde Cölbe. 

Entsprechend dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes sind Finanzmittel im Bundeshaushalt 

in Höhe von 60 Mrd Euro, die ursprünglich für die Bewältigung der Corona-Pandemie und ihrer 

Folgen vorgesehen waren und, da sie dafür nicht benötigt wurde, vorrangig für Maßnahmen 

des Umwelt- und Klimaschutzes umgewidmet wurden, nicht für diese Zwecke einsetzbar. 

Bereits aus dem Fonds getätigte Ausgaben im Jahr 2023 müssen anderweitig refinanziert 

werden, für das Jahr 2024 können die Mittel nicht wie vorgesehen eingeplant werden. 

Zur Bewältigung dieser Haushaltskrise hat der Bundesfinanzminister eine Haushaltssperre 

erlassen. Unklar ist zum jetzigen Zeitpunkt noch, welche Auswirkungen sich aus dem Urteil 

und/oder aus der Haushaltssperre für die Haushalte der Länder und damit indirekt auch auf 

die kommunalen Haushalte haben wird. Am heutigen Tage ist eine Mitteilung der 

Fördermittelstelle „Zukunft – Umwelt – Gesellschaft“ (ZUG) eingegangen, die ankündigt, dass 

bereits ergangene Bewilligungen aufrechterhalten werden, aber keine neuen Erteilt werden. 

Noch vorliegende Anträge werden auch nicht bearbeitet. Damit ist zumindest für das 

Förderprogramm KfW 432 nach gegenwärtigem Kenntnisstand für die Gemeinde Cölbe keine 

Einschränkung zu erwarten. 

 

Beschluss XII-2022-0294 Erwerb des „Schützenhauses“ 

Der Workshop zur Erstellung eines Nutzungskonzeptes für das Schützenhaus wird am 07.12. 

um 19.00 Uhr stattfinden. Die Einladung dazu wird in dieser Woche versandt bzw. veröffentlicht. 

Eine Überprüfung der Heizanlage hat ergeben, dass die Gastherme irreparabel ist. Eine 

Fachfirma wurde beauftragt, eine Zwischenlösung herzurichten. 

 

Beschluss XII-2022-0537 Umstellung auf LED-Straßenbeleuchtung 

Die Umstellung auf LED-Leuchtmittel entsprechend dem o.g. Antrag wird in der KW 49, also ab 

dem 04.12. umgesetzt. 

 

Beschluss XII-2023-0489 II. Straßensanierungsprogramm 

Die Arbeiten in der Luwecostraße kommen planmäßig voran und können zu Beginn des 

Dezember abgeschlossen sein. Im nächsten Schritt wird die Riedstraße saniert. Der Baubeginn 

dort steht noch nicht fest. 

 

Revitalisierung „Heidehof“ Schönstadt 

Am 09.11. um 18.00 Uhr hat der Workshop zur Beteiligung der Öffentlichkeit stattgefunden. 

Insgesamt haben 20 Personen teilgenommen, davon drei aus Schönstadt. Das mit der 

Durchführung der Beteiligung beauftragte Büro InWIS Forschung & Beratung GmbH aus 

Bochum erstellt aus den Ergebnissen des Workshops und aus vorliegendem wissenschaftlichen 

Material einen Bericht, der aller Voraussicht nach im Februar vorliegen wird. 
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Das Beteiligungsverfahren wird unterstützt durch eine Förderung des Landkreises. 

 

Dorfentwicklungsprogramm 2023-2029 

Die Steuerungsgruppe hat mittlerweile zweimal getagt und dabei die notwendigen Vorarbeiten 

zur Aufstellung des Zeit-, Kosten- und Finanzierungsplans bereits erledigt. 

[PRÄSENTATION] 

 

 

Renaturierung Rotes Wasser 

Im Rahmen des Programmes „100 Wilde Bäche“, das als Förderprogramm des Landes die 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie u.a. im Hinblick auf die Durchgängigkeit der kleineren 

Fließgewässer für Wanderungen von Fischen und allgemein für die Verbesserung des Natur- 

und Artenschutzes unterstützt, konnten mit den Eigentümern in zwei für die Maßnahme 

entscheidenden Bereichen in Ortsterminen mit dem Regierungspräsidium, der Hessischen 

Landgesellschaft und dem beauftragten Planungsbüro Absprachen zur konkreten Umsetzung 

erfolgen. Im nächsten Schritt werden die notwendigen Unterlagen erstellt, 

Grundstücksangelegenheiten geregelt und die Ausführungsplanung vorangetrieben. 

 

Unterbringung von Flüchtlingen in der Gemeinde Cölbe 

Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Landkreises haben in einer gemeinsamen 

Erklärung auf die Herausforderung der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von 

Flüchtlingen für die Kommunen hingewiesen. Die Erklärung wurde in der Oberhessischen 

Presse und im Hinterländer Anzeiger veröffentlicht und findet sich zudem im aktuellen 

Mitteilungsblatt zusammen mit einer Erläuterung zu den konkreten 

Unterbringungsverpflichtungen der Gemeinde Cölbe sowie einer Einordnung dieser Zahlen in 

den rechtlichen Rahmen. 

 

Teilräumliches Wasserkonzept 

An den ZMW wurde durch Staatsministerium Priska Hinz am 24.10.2023 der Förderbescheid 

für die Erstellung eines Teilräumlichen Wasserkonzeptes übergeben. Insgesamt 24 der 27 

Mitgliedskommunen des Zweckverbandes haben ihr Teilnahme an der Erstellung des Trink-

/Grundwasserkonzeptes erklärt. 

 

Glasfaserausbau in Bürgeln und Cölbe 

Die beiden „points of presence“ (Ecke Zum Loh/Breitackerstraße in Bürgeln; Parkplatz Grüne 

Bette in Cölbe) wurden am 01.11. und am 07.11. errichtet. Im Rahmen der Baumaßnahmen in 

Cölbe musste die Verteilereinrichtung etwas versetzt aufgebaut werden, da am vorgesehenen 

Platz eine größere Leitung verlief, die nicht im Plan stand. Dadurch muss die untere Einfahrt 

des Parkplatzes dauerhaft gesperrt werden. Die Fläche ist aber nach wie vor und ohne 

Hindernisse über die zweite Ein-/Ausfahrt zu erreichen. 
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Inbetriebnahme der PV-Freiflächenanlage in Reddehausen 

Die PV-Freiflächenanlage in Reddehausen ist in Betrieb genommen worden. Parallel dazu wird 

die Gemeinde mit dem Eigentümer und Betreiber Belectric eine Vereinbarung schließen, um 

der Gemeinde die den Kommunen zustehenden Zahlungen nach § 6 EEG zu sichern. Danach 

stehen der Gemeinde 0,2ct je erzeugter und eingespeister Kilowattstunde zu. 

 

Personalangelegenheiten 

Zum Jahresende scheiden Frau Anke Stark, Frau Marlies Guhlke und Herr Ronald Moucka aus 

dem, regulären Dienst der Gemeinde Cölbe aus und treten in den Altersruhestand ein. Wir 

danken allen drei für die Arbeit, die sie in und für die Gemeinde Cölbe geleistet haben. 



 
 

 
 

Cölbe, den 27.10.2023 
Fachbereich: Abteilung III - Finanzen 
Verfasser: Stefan Eckel 
DSNR: XII-2023-0595 

 

Bericht 
 
Prolongation eines kommunalen Investitionskredites bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 01.11.2023 zur Kenntnis 
Gemeindevertretung 23.11.2023 zur Kenntnis 

 
Bericht: 
Die Gemeinde Cölbe hat am 02.10.2013 bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) einen kommu-
nalen Investitionskredit über 995.000,00 € (Kredit-Nr. 556350) aufgenommen. Der Zinssatz für diesen 
Kredit von 0,70 % p. a. war für die Dauer von zehn Jahren festgeschrieben; die Zinsbindung läuft zum 
15.11.2023 aus. Der Kredit valutiert zum Ablaufzeitpunkt noch mit 585.276,00 €. 
Es handelt sich hierbei um einen Kredit aus dem Programm Nr. 199 „IKK Kita-Ausbau“, mit dem die 
KfW insbesondere Investitionen von Kommunen zur Schaffung oder Sicherung von Betreuungsplät-
zen für Kinder unter drei Jahren durch Neubau oder Sanierung von Gebäuden förderte. Der in 2013 
aufgenommene Kredit war für den Neubau der kommunalen Kindertagesstätte Löwenzahn in Cölbe 
zweckgebunden und wurde für die erste Zinsbindungsfrist von zehn Jahren aus öffentlichen Haus-
haltsmitteln bezuschusst. 
Die KfW hat der Gemeinde Cölbe nun mit Schreiben vom 13.10.2023 die Prolongation des noch 
valutierenden Darlehensbetrages ab dem Zinsbindungsende zu einem Zinssatz von 3,67 % p. a. für 
die Restlaufzeit von zehn Jahren angeboten. 
 
Für eine eventuelle Umschuldung haben wir bei der Sparkasse Marburg-Biedenkopf und bei der DZ 
HYP AG (in Zusammenarbeit mit der VR Bank HessenLand eG) zwei weitere Vergleichsangebote für 
ein Darlehen über 585.276,00 € mit einer vierteljährlichen gleichbleibenden Tilgungsrate von 
14.633,00 € (jährlich 58.532,00 €) und einer Kreditlaufzeit von zehn Jahren (Volltilgung) eingeholt. 
Der hierfür von der Sparkasse Marburg-Biedenkopf angebotene Zinssatz beträgt 3,79 % p. a., die DZ 
HYP AG bietet einen Zinssatz von 4,124 % p. a. an. 
 
Somit liegt der von der KfW angebotene Zinssatz mit 3,67 % p. a. am niedrigsten, weshalb das Dar-
lehen bei der KfW für weitere zehn Jahre prolongiert wurde. Anschließend ist das Darlehen voll ge-
tilgt. 
 
Die reinen Zinsaufwendungen im ersten Tilgungsjahr nach dem Prolongationszeitpunkt betragen bei 
der KfW 20.674,08 € und somit knapp 680,00 € weniger als bei der Sparkasse Marburg-Biedenkopf 
und ca. 2.560,00 € weniger als bei der VR Bank HessenLand. 
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Anlagen: 
1. Angebotsspiegel Prolongation Inv.-Kredit 2023 



Angebotsspiegel zur Prolongation/Umschuldung eines Kredites über 585.276,00 €
Ursprungsbetrag: 995.000,00 € Stand: 26.10.2023, 16:00 Uhr

Z i n s s a t z   i n   % 1. Rate Zinsen Gesamtrate
Zinsfestschreibung 10 Jahre (Zins+Tilg.) im ersten (Zins+Tilg.)

(10 Jahre Gesamtlaufzeit) Tilgungsjahr 1. Tilg.-Jahr

1
Kreditanstalt f. Wiederaufbau

(KfW)
Frankfurt am Main 3,67 % 20.002,91 € 20.674,08 € 79.206,08 €

2
Sparkasse

Marburg-Biedenkopf
Marburg 3,79 % 20.178,49 € 21.350,07 € 79.882,07 €

3
DZ HYP AG

(Zusammenarbeit m. VR Bank)
Münster 4,124 % 20.667,20 € 23.231,58 € 81.403,06 €

Tilgungsrate:
58.532,00 € p. a.

(14.633,00 € pro Quartal)

Gemeinde Cölbe

Institut Ort BemerkungenNr.



 
 

 
 

Cölbe, den 05.01.2024 
Fachbereich: Abteilung III - Finanzen 
Verfasser: Stefanie Vincon 
 
DSNR: XII-2023-0598 

 

Beschlussvorlage 
 
Haushaltssatzung und Stellenplan der Gemeinde Cölbe für das Haushaltsjahr 2024, Investiti-
onsprogramm 2023-2027 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevertretung 23.11.2023 zurückgestellt 
Gemeindevertretung 29.01.2024 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung stimmt 
1. dem vorgelegten Entwurf des Ergebnishaushaltes 2024 zu. 
2. dem vorgelegten Entwurf des Finanzhaushaltes 2024 zu. 
3. dem vorgelegten Entwurf der Haushaltssatzung 2024 zu. 
4. dem vorgelegten Entwurf des Stellenplanes 2024 zu. 
5. dem vorgelegten Entwurf des Investitionsprogramms für die Haushaltsjahre 2023-2027 zu. 
 

 
Begründung: 
Die Gemeindevertretung ist für die beantragten Beschlussfassungen nach den Vorschriften der 
HGO zuständig. 
Der Entwurf des Haushaltsplanes 2024 wird dem Gemeindevorstand in seiner Sitzung am 
17.01.2024 zur Beratung vorgelegt. 
Es ist beabsichtigt, den Entwurf des Haushaltsplanes 2024 in der Sitzung am 29.01.2024 in die Ge-
meindevertretung einzubringen. 
Die Unterlagen werden dann am Sitzungstag mit einer ergänzenden Beschlussvorlage vorgelegt. 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
Einbringung und Verabschiedung der Haushaltssatzung 2024 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
./. 
 
Anlagen: 
 
Beteiligte: 
Herr Bürgermeister Dr. Ried, Abteilungen I - IV 
 



 
 

 
 

Cölbe, den 23.10.2023 
Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Verfasser: Thomas Wagner 
Sachbearbeiter: Thomas Wagner 
DSNR: XII-2023-0588 

 

Beschlussvorlage 
 
Widmung als Gemeindestraße 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 01.11.2023 beschließend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 15.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 23.11.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Gemäß § 4 Abs. des Hessischen Straßengesetzes (HStrG) in der derzeit gültigen Fassung wird das  
Grundstück Gemarkung Cölbe, Flur 9, Flurstück 117/9 als Gemeindestraße im Sinne des § 3 Absatz 4 
(HStrG) mit der Bezeichnung „Kasseler Straße“ dem öffentlichen Verkehr gewidmet. Die Widmungs-
verfügung umfasst die im beigefügten Plan rot dargestellte Teilfläche. 
 

 
Begründung: 
Gemäß § 4 Abs.1 des Hessischen Straßengesetzes (HStrG) werden Straßen durch Beschluss des Trä-
gers der Baulast für den öffentlichen Verkehr gewidmet. Sie erhalten damit die Eigenschaft einer 
öffentlichen Straße.  
Durch den Erwerb des Grundstücks Gemarkung Cölbe, Flur 9, Flurstück 117/9 von der Deutschen 
Bahn wird die verkehrliche Erschließung für die angrenzenden Grundstück Flur 9, Flurstück 117/7 
(Rathaus), Flurstück 36/8 (Kasseler Str. 90) sowie der Flurstücke 117/10 und 117/11 (DB-Netz AG)  
gewährleistet. Hierzu soll das Grundstück Gemarkung Cölbe, Flur 9, Flurstück 117/9 als Gemeinde-
straße im Sinne des § 3 Absatz 4 (HStrG) mit der Bezeichnung „Kasseler Straße“ dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet werden.  
Im Rahmen der nach § 82 Abs. 3 HGO vorgesehenen Beteiligung wurde der Ortsbeirat Cölbe mit 
Schreiben vom 17.10.2023 Stellungnahme zur geplanten Widmung gebeten. Der Ortsbeirat hat sich 
für eine entsprechende Widmung ausgesprochen. 

 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
./. 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
./. 
 
Anlagen: 
1. Straßenbenennung Zufahrt Bahnhof 
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Beteiligte: 
- Gemeindevertretung, Gemeindevorstand, Ortsbeirat Cölbe  
- Deutsche Bahn 
- Abteilung IV 
 
 
 





 
 

 
 

Cölbe, den 01.11.2023 

Fachbereich: Abteilung III - Finanzen 
Sachbearbeiter: Stefan Eckel 
DSNR: XII-2023-0596 
Antragsteller: Fraktion Bürgerliste 

 

Antrag 
 
Antrag der Fraktion Bürgerliste: 
Antrag zur Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

13.11.2023 vorberatend 

Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur 13.11.2023 vorberatend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 15.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 23.11.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Satzung über die Hundesteuer (Veröffentlicht im Mit-
teilungsblatt Cölbe, Nr. 19 vom 21.09.2012) entsprechend der Anlage zu aktualisieren und zu än-
dern. 
 

 
Begründung: 
Im Rahmen der befugten Jagdausübung und Hege ist der Einsatz brauchbarer Jagdhunde ebenso 
unerlässlich wie in Teilen gesetzlich vorgeschrieben. Diese Jagd als Form des angewandten Natur- 
und Tierschutzes stellt einen Beitrag zum Gemeinwesen und Gemeinwohl dar. 
Es sei insbesondere auf die Suche nach verletztem Unfallwild verwiesen und der Einsatz der Hunde 
vor der Mahd stellt ein wirksames Mittel zur Vermeidung des Mähtot oder erheblichen Verletzun-
gen dar. 

Die Ausbildung und Haltung der Hunde stellt für die Jäger einen erheblichen zeitlichen und 

finanziellen Aufwand dar. 
 
Vor diesem Hintergrund halten wir eine Befreiung der Jagdgebrauchshunde von der 
Hundesteuer für geboten und diese somit in den §6 aufzunehmen: 

(4) Steuerbefreiung wird auch gewährt für Hunde, die als Jagdgebrauchshunde geführt wer-
den, sofern Halterin oder Halter Inhaber des Jagdscheines oder Anwärter auf diesen sind. 
Der Jagdschein bzw. die Anwartschaft sind nachzuweisen. Die Prüfungsbescheinigungen des 
Hundes, welche diesen als Jagdgebrauchshund ausweisen, sind ebenso nachzuweisen. Die bis 
dahin für diesen Hund gezahlte Hundesteuer wird mit vorlegen der Prüfungszeugnisse dem 
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Halter oder der Halterin erstattet. Eine Rückerstattung erfolgt grundsätzlich erst ab dem Jahr 
2023. 

 

Weiterhin bitten wir die pauschale Zuordnung von sogenannten gefährlichen Hunden bzw. Listen-
hunden gem. §5 Absatz 5 anzupassen. Mit Vorlegen eines bestandenen, anerkannten Sachkunden-
achweises und Wesenstests soll die Zuordnung zu den gefährlichen Hunden entfallen. 

(6) Mit Vorlegen eines bestandenen, anerkannten Sachkundenachweises und Wesenstests 
(vgl. Sachkundeprüfungen und Wesensprüfungen gemäß der Gefahrenabwehrverordnung 
über das Halten und Führen von Hunden (HundeVO) vom 22.01.2003 (GVBI. I S.54)) entfällt 
die Zuordnung, der unter §5 Abs. 5 aufgeführten Rassen und Gruppen sowie deren Kreuzun-
gen untereinander oder mit anderen Hunden, zu den gefährlichen Hunden. 

 

Wir bitten um Vorabverweisung in folgende Ausschüsse: 

1) Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 

2) Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und Naturschutz 

3) Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur 

 

 

Carsten Freichel 
Bürgerliste Cölbe 
Fraktionsvorsitzender  

 

Anlage 1 

Satzung über die Hundesteuer 

Aufgrund der $$5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 01. April 
1993 (GVBI. 1992 I S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBI. I S. 786) 
sowie der §§ 1, 2 und 7 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) vom 17. März 
1970 (GVBI. I S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Januar 2005 (GVBI. I S. 54), hat die Ge-
meindevertretung der Gemeinde Cölbe in Ihrer Sitzung am 05.09.2012 die folgende Satzung be-
schlossen: 
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Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Gemeinde Cölbe 

§1 

Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natürliche Personen im Steuergebiet. 

§2 

Steuerpflicht und Haftung 

(1) Steuerschuldnerin oder Steuerschuldner ist die Halterin oder der Halter eines Hundes. 

(2) Hundehalterin oder Hundehalter ist, wer im eigenen Interesse oder im Interesse eines Haus-
haltsangehörigen im eigenen Haushalt aufnimmt. Als Halterin oder Halter gilt auch, wer einen 
Hund länger als zwei Monate gepflegt, untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten 
hat. 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen oder Haltern 
gemeinsam gehalten. 

(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamts-
chuldner der Steuer. 

§3 

Entstehung und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. Monats, in dem ein Hund in einen Haushalt aufgenommen 
wird. Bei Hunden, die der Halterin oder dem Halter durch Geburt von einer von ihr oder von ihm 
gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. Monats, in dem der Hund drei 
Monate alt wird. In den Fällen des §2 Abs. 2 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. Des Mo-
nats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung beendet  
wird. Die Hundehaltung gilt mit dem Ablauf des Kalendermonats als beendet, in dem die Meldung 
nach §10 Abs. 2 dieser Satzung erfolgt. 

§4 

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer 

anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen. 
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§5 

Steuersatz 

1 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 

a. Für den ersten Hund 72,00€ 

b. Für den zweiten Hund 108,00€ 

c. Für jeden dritten und jeden weiteren Hund 144,00€ 

(2) Hunde, für die Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 
nicht anzusetzen. Hunde, für die Steuerermäßigung nach §7 gewährt wird, gelten als erste Hunde. 

(3) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Steuer für jeden gefährlichen Hund jährlich 660,00€ 

(4) Als gefährliche Hunde gelten Hunde, 

a. Die durch Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung eine über das natürliche Maß hinausge-
hende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihren Wirkungen vergleichbare 
mensch- oder tiergefährdende Eigenschaft besitzen, 

b. Die einen Menschen gebissen oder in Gefahr drohender Weise angesprungen haben, sofern dies 
nicht aus begründetem Anlass geschah, 

c. Die ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben ohne selbst angegriffen worden zu sein oder 
die einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen haben 
oder 

d. Die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reißen 
oder 

e. Die aufgrund ihres Verhaltens die Annahme rechtfertigen, dass sie Menschen oder Tiere ohne 
begründeten Anlass beißen. 

(5) Solche gefährlichen Hunde sind insbesondere Hunde folgender Rassen und Gruppen sowie 

deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden: 

a. Pitbull-Terrier oder American Pitbull-Terrier, 
b. American Staffordshire-Terrier oder Staffordshire-Terrier, 
c. Staffordshore-Bullterrier, 
d. Bullterrier 
e. American-Bulldog, 
f. Dogo Argentino, 
g. Kangal (Karabash), 
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h. Kaukasischer Owtschanka 
i. Rottweiler; dies gilt nicht, soweit Hunde dieser Rasse schon vor dem 31.12.2008 gehalten wurden 
oder Nachkömmlinge dieser Rasse am 31.12.2008 bereits erzeugt waren und ihre Haltung durch 
die Halterin oder den Halter bis spätestens 30.06.2009 bei der nach § 16 Gefahrenabwehrverord-
nung über das Halten und Führen von Hunden (v. 22.03.2003, GVBI. I S. 54; zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 15.10.2010 (GVBI. I S. 328) in der jeweils geltenden Fassung zuständigen Behörde 
schriftlich angezeigt wird. 

(6) Mit Vorlegen eines bestandenen, anerkannten Sachkundenachweises und Wesenstests 
(vgl. Sachkundeprüfungen und Wesensprüfungen gemäß der Gefahrenabwehrverordnung 
über das Halten und Führen von Hunden (HundeVO) vom 22.01.2003 (GVBI. I S.54)) entfällt 
die Zuordnung, der unter §5 Abs. 5 aufgeführten Rassen und Gruppen sowie deren Kreuzun-
gen untereinander oder mit anderen Hunden, zu den gefährlichen Hunden. 

§6 

Steuerbefreiungen 

(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe 
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche 2 Perso-
nen, die einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“ oder „H“ besitzen. 

(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag auch gewährt für 

a. Diensthunde von Polizei- und Zollbeamten, wenn diese auf Weisung des Dienstherrn in den 
Haushalt aufgenommen werden, auf Kosten des Dienstherren angeschafft wurden und in dessen 
Eigentum verbleiben und die Unterhaltskosten im Wesentlichen aus öffentlichen Mitteln bestritten 
werden. 

b. Hunde, die ausschließlich zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen zu erwerbs-
wirtschaftlichen Zwecken gehalten werden. Eine Haltung ausschließlich zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung von Einnahmen zu erwerbswirtschaftlichen Zwecken liegt insbesondere vor bei der 
Haltung 

i. Von Gebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für die Bewachung von 
Herden verwendet werden 

ii. Von Hunden durch Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe ange-
meldet haben 

(3) Steuerbefreiung wird auf Antrag auch gewährt für Hunde, die in Einrichtungen von Tierschutz- 
oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht sind. 

(4) Steuerbefreiung wird auch gewährt für Hunde, die als Jagdgebrauchshunde geführt wer-
den, sofern Halterin oder Halter Inhaber des Jagdscheines oder Anwärter auf diesen sind. 
Der Jagdschein bzw. die Anwartschaft sind nachzuweisen. Die Prüfungsbescheinigungen des 
Hundes, welche diesen als Jagdgebrauchshund ausweisen, sind ebenso nachzuweisen. Die bis 
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dahin für diesen Hund gezahlte Hundesteuer wird mit vorlegen der Prüfungszeugnisse dem 
Halter oder der Halterin erstattet. Eine Rückerstattung erfolgt grundsätzlich erst ab dem Jahr 
2023. 

§7 

Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag der oder des Steuerpflichtigen auf 50 v.H. des für die Gemeinde gel-
tenden Steuersatzes zu ermäßigen für Hunde, die als Rettungshunde verwendet werden und wel-
che die dafür vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Gemeinde anerkannten Ver-
eins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch Vorlage eines 
Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeignetes Weise glaubhaft 
zu machen. Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft ge-
macht wird, dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und Zuverlässig-
keit für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, ist die 
Steuer auf Antrag auf 50 v.H. des Steuersatzes nach §5 Abs. 1 und 2 zu ermäßigen. 

(3) Hunde, die von ihrer Halterin oder ihrem Halter aus einem anerkannten Tierheim oder einer Ein-
richtung des anerkannten Tierschutzes aufgenommen werden, stellt die Gemeinde auf Antrag ab 
dem Datum der Aufnahme in den Haushalt der Halterin oder des Halters für die Dauer eines Jahres 
von der Hundesteuer frei, sofern es sich bei dem betreffenden Hund nicht um einen gefährlichen 
Hund im Sinne der Hundeverordnung (HundeVO) handelt 

§8 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen 

Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 

(1) Die Hunde für welche die Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den angege-
benen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

(2) Die Hunde entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden. 

(3) Die Hunde keine gefährlichen Hunde im Sinne dieser Satzung sind. 

§9 

Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn die Steuerpflicht erst während des Kalender-
jahres beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
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(2) Die Steuer wird bei der erstmaligen Festsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbe-
scheides, im Übrigen jeweils zum 01. Juli eines Kalenderjahres mit Jahresbetrag fällig. 

(3) Für diejenigen Steuerschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wir im Vorjahr 
zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden. 
Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen 
Rechtswirkungen ein, wie wenn Ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen 
wäre. 

§10 

Meldepflicht 

(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Aufnahme oder – wenn der Hund ihr oder ihm durch Geburt von einer von ihr oder 
ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist – innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei 
Monate alt geworden ist, bei der Gemeinde unter Angabe der Rasse und der Abstammung des Tie-
res schriftlich anzumelden. In den Fällen des §2 Abs 2 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von 
zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist, er-
folgen. 

(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte Steuervergünsti-
gung, so ist dies der Gemeinde innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. 

(3) Wird ein Hund veräußert, so sind mit der Anzeige nach ABs 2 Name und Anschrift der Erwerbe-
rin oder des Erwerbers anzugeben. 

§11 

Hundesteuermarken 

(1) Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Gemeindegebiet angezeigt wurde, wird eine 
Hundesteuermarke, die Eigentum der Gemeinde bleibt, ausgegeben. 

(2) Die Gemeinde gibt alle zwei Jahre neue Hundesteuermarken aus. 

(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat jeden von ihr oder ihm gehaltenen Hund mit einer 
gültigen und sichtbaren Hundesteuermarke zu versehen. 

(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendigung der 
Hundehaltung innerhalb von zwei Wochen an die Gemeinde zurückzugeben. 

(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird der Halterin oder dem Halter eine Ersatzmarke gegen 
eine Gebühr ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer unbrauchbar gewordenen Hundesteu-
ermarke; die unbrauchbar gewordene Hundesteuermarke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust 
geratene Hundesteuermarle wieder aufgefunden, ist die wiedergefundene Marke unverzüglich an 
die Gemeinde zurückzugeben. 
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§12 

Datenschutz 

(1) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer nach dieser Satzung 
ist die Erhebung folgender Daten gem. §12 des Hessischen Datenschutzgesetzes (HDSG) durch die 
Gemeinde Cölbe – Steueramt- zulässig: 

Personenbezogene Daten werden erhoben über 

- Name, Vorname(n) 
- Anschrift 
- Geburtsdatum 
- Bankverbindung 
- Anzahl der gehaltenen Hunde 
- Hunderasse der gehaltenen Hunde 

Durch Erhebung bei den Steuerpflichtigen und Mitteilung bzw. Übermittlung von 

- Poilzeidienststellen 
- Strafverfolgungsbehörden 
- Ordnungsämtern 
- Sozialämtern 
- Einwohnermeldeämtern 
- Gemeindekassen 
- Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
- Tierschutzvereinen 
- Bundeszentralregister 
- Allgemeinen Anzeigern 
- Grundstückseigentümern 
- Anderen Behörden 

(2) Die Daten dürfen von der Daten verarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Erhebung der Hun-
desteuer weiterverarbeitet oder an andere öffentliche Stellen übermittelt werden. 

§13 

Steueraufsicht 

(1) Auf die Steuerschuldner finden die Vorschriften der Abgabenordnung über die Außenprüfung 
entsprechende Anwendung. 

(2) Die Gemeinde ist befugt, die Angaben der bzw. des zur Auskunft Verpflichteten in ihren/seinen 
Geschäftsbüchern und sonstige Unterlagen nachzuprüfen. 
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(3) Der Gemeindevorstand kann allgemeine Aufnahmen des Hundebestandes anordnen. 

§14 

Übergangsvorschrift 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bei der Gemeinde bereits angemeldeten Hunde 
gelten als angemeldet im Sinne des §10 Abs. 1. 

§15 

5 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
der Hundesteuer vom 01.01.2013 in der Fassung vom 17.09.2012 außer Kraft. 

 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag Bürgerliste_Änderung und Aktualisierung der Hundesteuersatzung     
2. 1. Änderungs-Antrag Bürgerliste_15.11.2023_Änderung und Aktualisierung der Hundesteuer-

satzung     
3. 2. Änderungs-Antrag Bürgerliste_20.11.2023_Änderung und Aktualisierung der Hundesteuer-

satzung     
 
Beteiligte: 
Fraktion Bürgerliste 
 











































 
 

 
 

Cölbe, den 01.11.2023 

Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Sachbearbeiter: Thomas Wagner 
DSNR: XII-2023-0597 
Antragsteller: Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

 

Antrag 
 
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen: 
Erstellung eines Potenzialflächenkatasters für die Gemeinde Cölbe 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

13.11.2023 vorberatend 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 15.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 23.11.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, innerörtliche Potenzialflächen (wie 
etwa Baulücken, Brachflächen, leerstehende oder untergenutzte Wohn- oder Gewerbeobjekte) in 
einem digitalen Kataster zu erfassen. Dazu soll das vom Wirtschaftsministerium für die hessischen 
Kommunen kostenlos bereitgestellte digitale Potenzialflächenkataster genutzt werden. 
 

 
Begründung: 
Der Gesetzgeber hat vorgeschrieben, vor einer Neuausweisung von Gewerbe- oder Wohngebieten 
auf der grünen Wiese zunächst die Möglichkeiten der innerörtlichen Entwicklung auszuschöpfen. Im 
Ergebnis sollen damit vorhandene Potenziale zur behutsamen Nachverdichtung im Ortsinnern ge-
nutzt und überall dort, wo es möglich ist, Flächenversiegelung und Flächenverbrauch im Außenbe-
reich verhindert werden. Diese vorrangige Ausschöpfung der innerörtlichen Entwicklungsmöglich-
keiten ist dringend geboten. Denn die Bereitstellung attraktiver erscheinender Gewerbegebiete im 
Außenbereich kann die Entleerung der Ortskerne verstärken, wenn etwa ansässige Betriebe lieber in 
die neu ausgewiesenen Gebiete umsiedeln.  
 
Durch ein digitales Potenzialflächenkataster soll Städten und Gemeinden in Hessen die 
flächenschonende Innenentwicklung erleichtert werden. Mit der Web-Anwendung können 
Kommunen ihre Potenzialflächen wie Baulücken, Brachflächen, Flächen mit hohem 
Entwicklungspotenzial und Gebäudeleerstände einfach erfassen. In der Anwendung sind Planungs- 
und Geoinformationen in Form digitaler Karten zur Einschätzung der Potenzialflächen hinterlegt. 
 
Potenzialflächen können innerörtliche Gebäude, Objekte oder Grundstücke sein, die un- oder 
untergenutzt sind und für eine Bebauung oder Vermarktung grundsätzlich bereitgestellt werden 
könnten. Die Aktivierung solcher Grundstücke oder Objekte kann zu gewerblichen Zwecken oder für 
die Bereitstellung von Wohnraum erfolgen. Eine erfolgreiche Aktivierung mindert den Druck zur 
Ausweisung neuer Gewerbeflächen und verringert die Notwendigkeit von Wohnneubauten. 
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Der erste Schritt für die Gemeinde Cölbe sollte in der Erstellung eines Potenzialflächenkatasters be-
stehen. Für Hessen wurde ein solches (mittlerweile ausgezeichnetes) Kataster beim Wirtschaftsminis-
terium digital entwickelt und steht für die Kommunen zur Erfassung ihrer Potenzialflächen be-
reit. Vorteil für die Kommunen: Keine Kosten für Betrieb, Updates und Systempflege. Luftbilder, To-
pographische Karten, Liegenschaftskarte, Flächennutzungs- und Bebauungspläne können in das Sys-
tem eingebunden werden. Mit einer mobilen Anwendung ist es möglich, Flächenpotenziale direkt 
vor Ort zu überprüfen. Für die Dorfentwicklung wird eine Mitnutzung des Potenzialflächenkatasters 
angeboten.  

Der zweite Schritt könnte analog der aufsuchenden Energieberatung durchgeführt werden. Mit einer 
„aufsuchenden Immobilienberatung“ und der motivierenden Ansprache der Eigentümer*innen sollte 
die Aktivierung der Potenzialflächen angestrebt werden. Dazu könnte es eine Stelle beim gemeind-
lichen Bauamt geben, die die Erstellung des Katasters begleitet und die Kontaktaufnahme zu den 
Eigentümer*innen übernimmt. Hier dürfte es ein höheres Vertrauen als bei einer privaten Institution 
geben. Um die Finanzierung einer solchen Stelle zu ermöglichen, sollte ein Projektantrag beim Land 
als Modellversuch gestellt werden.  

 
Wir bitten um Vorabüberweisung an den KIMN-Ausschuss und an den HFW-Ausschuss. 
 

 
Jürgen Bunde / Ute Hoppe        
(Fraktionsvorsitzende)      
 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag GRÜNE_Erstellung eines Potenzialflächenkatasters für die Gemeinde Cölbe     
 
Beteiligte: 
Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
 







 
 

 
 

Cölbe, den 02.11.2023 

Fachbereich: Abteilung I - Zentrale Dienste 
Sachbearbeiter: Stefan Gimbel 
DSNR: XII-2023-0599 
Antragsteller: CDU-Fraktion 

 

Antrag 
 
Antrag der CDU-Fraktion: 
Unterstützung von Kinder-Tagespflege 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Ausschuss für Soziales und Integration, Sport und Kultur 13.11.2023 vorberatend 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 15.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung 23.11.2023 beschließend 

 
Beschlussvorschlag: 
1. Die Gemeinde stellt ab dem 01.01.2024 jeder neu registrierten Tagespflegeperson einen Betrag 

in Höhe von 1.000 Euro zur Verfügung, um die Erstausstattung für ihre in der Regel zu Hause 
erbrachten Betreuungsleistungen zu finanzieren. 

2. Die finanzielle Unterstützung wird Tagesmüttern/-vätern gewährt, die alle erforderlichen recht-
lichen Anforderungen erfüllen, in der Gemeinde ansässig sind, auf dem Gebiet der Gemeinde 
ihre Betreuungsleistung erbringen und vornehmlich Kinder aus der Gemeinde betreuen.  

3. Die Anträge auf Erstausstattungszahlungen werden von der zuständigen Verwaltung geprüft 
und genehmigt, um sicherzustellen, dass die Gelder zweckgebunden verwendet werden.  

 

 
Begründung: 
Tagesmütter/-väter leisten einen wichtigen Beitrag zur Kinderbetreuung in unserer Gemeinde. Sie 
ermöglichen Eltern eine flexible und verlässliche Betreuungslösung für ihre Kinder. Um die Anzahl 
der verfügbaren Tagesmütter/-väter zu erhöhen und ihre Arbeit zu erleichtern, soll die finanzielle 
Unterstützung in Form einer Erstausstattungszahlung einen Anreiz bieten, die entsprechende Qua-
lifikation beim Landkreis Marburg-Biedenkopf zu durchlaufen. 
 
Wir verweisen im Übrigen auf den Beschluss XII-2023-0504, der durch diesen Beschlussvorschlag 
präzisiert wird. 
 
Wir bitten um Vorabverweisung in den SISK und den HFW.  
 
 
Jörg Drescher - Fraktionsvorsitzender CDU 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
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Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag CDU_Unterstützung Kinder-Tagespflege     
 
Beteiligte: 
CDU-Fraktion 
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